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SEHR GEEHRTE AKTIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE,

wir laden Sie ein zur 

9. ordentlichen Hauptversammlung der ThyssenKrupp ag, 

die am Freitag, dem 18. Januar 2008, 10.00 Uhr, 

im RuhrCongress, Stadionring 20, 44791 Bochum,

stattfindet.

Einladung zur Hauptversammlung
Tagesordnung

ThyssenKrupp ag, Duisburg und Essen
– ISIN DE0007500001 –
– Wertpapier-Kenn-Nr. 750 000 –

EINLADUNG ZUR HAUPTVERSAMMLUNG
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Tagesordnung

1. VORLAGE DES FESTGESTELLTEN JAHRESABSCHLUSSES DER THYSSENKRUPP AG UND 

DES KONZERNABSCHLUSSES ZUM 30. SEPTEMBER 2007, DER LAGEBERICHTE DER 

THYSSENKRUPP AG UND DES KONZERNS FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2006/2007, 

DES BERICHTS DES AUFSICHTSRATS SOWIE DES ERLÄUTERNDEN BERICHTS DES 

VORSTANDS ZU DEN ÜBERNAHMERECHTLICHEN ANGABEN

 Die vorgenannten Unterlagen sind im Internet unter www.thyssenkrupp.com über den Link 

„Hauptversammlung“ veröffentlicht und können dort eingesehen werden. Sie werden den Aktio-

nären auf Anfrage auch zugesandt.

2. BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE VERWENDUNG DES BILANZGEWINNS

 Aus dem Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2006/2007 sollen 1,30 € je dividendenberechtigter 

Stück aktie ausgeschüttet werden. Die Dividende soll am 21. Januar 2008 ausgezahlt werden. 

Eigene Aktien der Gesellschaft sind nicht dividendenberechtigt. Bis zur Hauptversammlung kann 

sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Haupt-

ver samm lung ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden. 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2006/2007 

in Höhe von 668.835.757,20 € wie folgt zu verwenden: 

 •  Ausschüttung einer Dividende von 1,30 €  

 je dividendenberechtigter Stückaktie: 635.393.969,60 €

 

 • Vortrag auf neue Rechnung: 33.441.787,60 €

3. BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ENTLASTUNG DER MITGLIEDER DES VORSTANDS

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2006/2007 amtierenden Mitglie-

dern des Vorstands Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

4. BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ENTLASTUNG DER MITGLIEDER DES AUFSICHTSRATS

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2006/2007 amtierenden Mitglie-

dern des Aufsichtsrats Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

5.  BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE WAHL DES ABSCHLUSSPRÜFERS

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die kpmg Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer und zum Prüfer für die prüferische 

Durchsicht von Zwischenfinanzberichten für das Geschäftsjahr 2007/2008 zu wählen.
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6.  BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE NEUE ERMÄCHTIGUNG ZUM ERWERB UND ZUR 

VERWENDUNG EIGENER AKTIEN GEMÄSS § 71 ABSATZ 1 NR. 8 AKTG UND ZUM 

AUSSCHLUSS DES BEZUGSRECHTS

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen, 

einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Da die von der Hauptversammlung 

2007 beschlossene Ermächtigung im Juli 2008 ausläuft, soll der Hauptversammlung vorgeschla-

gen werden, der Gesellschaft erneut eine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien zu erteilen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des derzeitigen Grund-

kapitals zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Ak-

tien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzurech-

nen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung 

darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

b) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung 

eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung der 

Gesellschaft ausgeübt werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 17. Juli 2009. Die von der 

Hauptversammlung der Gesellschaft am 19. Januar 2007 beschlossene Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien wird zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen Ermächtigungs-

beschlusses aufgehoben.

c) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines öffentlichen 

Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots.

• Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Gegen-

wert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungs-

auktion ermittelten Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolge-

system) um nicht mehr als 5 % über- oder unterschreiten.

• Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine öffentliche Aufforderung 

zur Abgabe eines Kaufangebots, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 

Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse 

im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei 

Börsenhandels tagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffent-

lichen Auf forderung zur Abgabe eines Kaufangebots um nicht mehr als 10 % über- oder 

unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. der 

öffentlichen Auffor de rung zur Abgabe eines Kaufangebots erhebliche Abweichungen 

des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines 

solchen Angebots angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der 

drei Börsenhandels tage vor der Veröffent lichung einer etwaigen Anpassung abgestellt. 

Das Kaufan ge bot bzw. die Aufforde rung zur Abgabe eines solchen Angebots kann wei-

tere Bedingungen vorsehen. Sofern das Kaufan gebot überzeichnet ist bzw. im Fall einer 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht 

sämtliche angenom men werden, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevor-

rechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien 

je Aktionär kann vorgesehen werden.

d) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf Grund dieser Ermächtigung 

erworben werden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu den 

folgenden Zwecken zu verwenden:
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aa) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im vereinfach-

ten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen 

Betrages der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen wer-

den. Die Einzie hung kann auf einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. Von 

der Ermächtigung zur Einziehung kann mehrfach Gebrauch gemacht werden. Erfolgt 

die Einziehung im verein fachten Verfahren, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der 

Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

bb) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot 

an die Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis 

veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft 

zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet.

cc) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere auch im 

Zusam menhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder 

Unternehmens beteiligungen sowie Zusammenschlüssen von Unternehmen. 

dd) Die Aktien können auch zur Erfüllung von Umtauschrechten aus von der Gesellschaft 

oder von Konzernunternehmen der Gesellschaft begebenen Wandelschuldverschrei-

bungen verwendet werden.

e) Die Ermächtigungen unter lit. d), aa) bis dd) erfassen auch die Verwendung von Aktien der 

Gesellschaft, die auf Grund von § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden.

f) Die Ermächtigungen unter lit. d) können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln 

oder gemeinsam, die Ermächtigungen gemäß lit. d), bb) bis dd) können auch durch abhän-

gige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren Rech-

nung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 

g) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie 

diese Aktien gemäß der vorstehenden Ermächtigung unter lit. d), bb) bis dd) verwendet werden.

h) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands auf Grund dieses Haupt-

versammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

7. BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG VON § 14 DER SATZUNG (VERGÜTUNG DES 

AUFSICHTSRATS)

 Der Aufsichtsrat hat einen Nominierungsausschuss gebildet, der die Aufgabe hat, der Hauptver-

sammlung Wahlvorschläge für die Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat zu unterbreiten. Da der 

Nominierungsausschuss nicht in der gleichen Häufigkeit wie die anderen Ausschüsse tagen wird, 

sollen seine Mitglieder – mit Ausnahme eines Sitzungsgeldes – keine zusätzliche Vergütung für 

die Ausschusstätigkeit erhalten.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

 In § 14 Absatz (2) der Satzung wird Satz 2 wie folgt neu gefasst:

 „Jedes Mitglied eines Ausschusses mit Ausnahme des nach § 27 Absatz 3 MitbestG gebildeten 

Ausschusses und des Nominierungsausschusses erhält einen Zuschlag von 25 % auf die Vergü-

tung nach Absatz (1), der Vorsitzende des Ausschusses einen solchen von 50 %.“
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BERICHT DES VORSTANDS GEMÄSS § 71 ABSATZ 1 NR. 8 AKTG IN VERBINDUNG MIT § 186 

ABSATZ 3 UND 4 AKTG ZU TAGESORDNUNGSPUNKT 6

Die ThyssenKrupp ag hat in der Hauptversammlung vom 19. Januar 2007 einen Ermächtigungs be-

schluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst, der bis zum 18. Juli 2008 befristet ist. Wegen des Ablaufs 

der Ermächtigung im laufenden Geschäftsjahr soll dieser Ermächtigungsbeschluss zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens der in dieser Hauptversammlung zu beschließenden neuen Ermächtigung aufge-

hoben werden.

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, eigene Ak-

tien durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes Kaufangebot oder durch die 

öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots zu erwerben. Dabei ist der aktienrecht-

liche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Bei der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines 

Angebots können die Adressaten der Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien und – bei Festlegung 

einer Preis spanne – zu welchem Preis sie diese der Gesellschaft anbieten möchten. Sofern ein öffent-

liches Kauf  an gebot überzeichnet ist bzw. im Falle einer Aufforderung zur Abgabe eines Angebots von 

mehreren gleichwertigen Angeboten nicht sämtliche angenommen werden können, muss die Annah-

me nach Quoten erfolgen. Jedoch soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten 

oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient 

dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände 

zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern. Der gebotene Kaufpreis oder die 

Grenzwerte der gebotenen Kauf preisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den Durch-

schnitt der Schlusskurse im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

den drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen 

Aufforderung zur Abgabe eines Kaufan ge bots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur 

Abgabe eines solchen Angebots erhebliche Abwei chungen des maßgeblichen Kurses, so kann statt-

dessen auch auf den Durchschnittskurs der drei Börsen handelstage vor der Veröffentlichung einer 

etwaigen Anpassung abgestellt werden. Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines 

solchen Angebots kann weitere Bedingungen vorsehen.

Die erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden, 

insbesondere auch zu den folgenden:

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen eigenen Aktien außerhalb der 

Börse gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts zu veräußern. Voraussetzung dafür ist, 

dass die Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft glei-

cher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächti-

gung wird von der in § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 

4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Dem 

Gedan ken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Ak-

tien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht 

zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den 

zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Der 

Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 

5 % des aktuellen Börsenpreises betragen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Be zugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 % 

des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 

im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, 

ihre Beteiligungs quote durch Kauf von ThyssenKrupp Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Die 

Ermächtigung liegt im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft. Sie er-

möglicht es insbesondere, Aktien auch gezielt an Kooperationspartner auszugeben.
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Die Veräußerung der eigenen Aktien kann auch gegen Sachleistung unter Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre erfolgen. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, eigene Aktien 

unmittelbar oder mittelbar als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

oder im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

an Unternehmen anbieten zu können. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirt-

schaft verlangen nicht selten in derartigen Transaktionen die Gegenleistung in Form von Aktien. Die 

hier vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum, sich 

bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen schnell und flexibel sowohl national als auch auf internationalen Märkten ausnutzen zu 

können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung 

der Bewertungs relationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre ange-

messen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der als Gegen leistung 

gewährten Aktien am Börsenpreis der ThyssenKrupp Aktien orientieren. Eine schematische Anknüp-

fung an einen Börsen preis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhand-

lungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen.

Die Ermächtigung sieht ferner vor, dass die eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre zur Erfüllung von Umtauschrechten von Inhabern von durch die Gesellschaft oder deren 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen verwendet werden können. Es 

kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene 

Aktien zur Erfüllung der Umtauschrechte einzusetzen.

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich solcher Aktien 

Gebrauch gemacht werden, die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben wurden. Die 

Ermächtigung umfasst vielmehr auch solche Aktien, die nach § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden. Es 

ist vorteilhaft und schafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in gleicher Weise wie die auf Grund 

dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien verwenden zu können.

Die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können von der 

Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden. Entsprechend 

§ 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die Einziehung ihrer voll 

eingezahlten Stückaktien beschließen, auch ohne dass damit eine Herabsetzung des Grundkapitals 

der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit 

Kapital herabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien 

ohne Kapital herabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien 

am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich 

werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der 

Stückaktien vorzunehmen. 

Der Aufsichtsrat kann im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens bestimmen, dass Maßnah-

men des Vorstands auf Grund der Hauptversammlungsermächtigung nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG 

nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung 

unterrichten.
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TEILNAHME AN DER HAUPTVERSAMMLUNG

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 17 der 

Satzung unserer Gesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter der 

nachfolgend genannten Adresse anmelden und einen von ihrem depotführenden Institut erstellten 

besonderen Nachweis ihres Aktienbesitzes an diese Adresse übermitteln:

ThyssenKrupp ag

c/o Bayerische Hypo- und Vereinsbank ag

FMS5HV

80311 München

Telefax: (089) 5400-2519

E-Mail: hauptversammlungen@hvb.de

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 28. Dezember 2007 beziehen und 

der Gesellschaft zusammen mit der Anmeldung spätestens bis zum Ablauf des 11. Januar 2008 unter 

der genannten Adresse zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der 

Textform und müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein.

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den Aktionären 

von der Anmeldestelle Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen 

Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine Eintritts-

karte für die Teil nahme an der Hauptversammlung bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die 

erforderliche An meldung und der Nachweis des maßgeblichen Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen 

durch das depot führende Institut vorgenommen.

Wir bitten um Verständnis, dass auf Grund der in den letzten Jahren stark gestiegenen Zahl der 

Anmeldungen zu unserer Hauptversammlung jedem Aktionär grundsätzlich nur eine Eintrittskarte 

ausgestellt werden kann.

Von den insgesamt ausgegebenen 514.489.044 Stückaktien der Gesellschaft sind im Zeitpunkt der 

Einberufung dieser Hauptversammlung 488.764.592 Stückaktien teilnahme- und stimmberechtigt.

STIMMRECHTSVERTRETUNG

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können ihr Stimm recht 

durch Bevollmächtigte, z. B. durch ein Kreditinstitut oder eine Aktionärs ver eini gung, ausüben lassen.

Zusätzlich bieten wir unseren Aktionären wie bisher an, sich durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. Diesen Stimmrechtsvertretern müs-

sen dazu eine Vollmacht und besondere Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. 

Die Stimmrechts vertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen; sie können die Stimmrechte 

nicht nach eigenem Ermessen ausüben.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft be nan n-

ten Stimmrechtsvertreter über das Internet oder schriftlich erteilt werden. Per Internet können Voll-

macht und Weisungen auch noch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstim mung 

erteilt oder geändert werden. Zur Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter wird ebenfalls eine Eintrittskarte für die Hauptver sam  m lung benötigt.

Nähere Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Vollmachts- und Wei-

sungserteilung erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt. Entsprechende In-

formationen sind auch im Internet unter www.thyssenkrupp.com über den Link „Hauptversammlung“ 

einsehbar.
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ÜBERTRAGUNG DER HAUPTVERSAMMLUNG IM INTERNET

Alle Aktionäre der ThyssenKrupp ag sowie die interessierte Öffentlichkeit können die Hauptver sam m-

lung auf Anordnung des Versammlungsleiters am 18. Januar 2008 ab 10.00 Uhr in voller Länge live 

im Internet verfolgen (www.thyssenkrupp.com). Der uneingeschränkte Onlinezugang zur Live-Über-

tragung wird über den Link „Hauptversammlung“ ermöglicht. Die Eröffnung der Hauptversam m lung 

durch den Versammlungsleiter sowie die Rede des Vorstandsvorsitzenden stehen auch nach der Haupt-

versammlung als Aufzeichnung zur Verfügung.

ANTRÄGE UND WAHLVORSCHLÄGE VON AKTIONÄREN GEMÄSS DEN §§ 126 UND 127 AKTG

Gegenanträge und Wahlvorschläge zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung sind ausschließlich 

an die nachstehende Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge 

werden nicht berücksichtigt.

ThyssenKrupp ag

Zentralbereich Investor Relations

August-Thyssen-Straße 1

40211 Düsseldorf

Telefax: (0211) 824-38512

E-Mail: ir@thyssenkrupp.com

Bis spätestens zum Ablauf des 03. Januar 2008 unter vorstehender Adresse eingegangene Gegen -

anträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden nach Nachweis der Aktionärseigenschaft des An-

tragstellers den anderen Aktionären im Internet unter www.thyssenkrupp.com über den Link „Haupt-

versammlung“ unverzüglich zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden 

nach dem 03. Januar 2008 ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.

VERÖFFENTLICHUNG IM ELEKTRONISCHEN BUNDESANZEIGER

Die Hauptversammlung am 18. Januar 2008 ist durch Veröffentlichung der vorstehenden Tagesord-

nung am 06. Dezember 2007 im elektronischen Bundesanzeiger einberufen worden.

Duisburg und Essen, im Dezember 2007

ThyssenKrupp ag

Der Vorstand

08 Einladung zur Hauptversammlung
Internetübertragung/Anträge
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